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1. Gegenstand, Ziele und Methoden der Finanzwissenschaft
1.1. Gegenstand der Finanzwissenschaft
Der Untersuchungsgegenstand der Finanzwissenschaft ist die Summe aller staatlichen Aktivitäten, sowie diese mit Einnahmen oder Ausgaben verbunden sind, sowie deren Regelungen zu deren Planung und Kontrolle. Dieser Bereich der staatlichen Aktivitäten wird als öffentliche Finanzwirtschaft bezeichnet. 
Finanztheorie


= Rechtfertigung staatlicher Aktivitäten sowie deren Ursachen- und Wirkungsanalyse

Theoretische Finanzpolitik

= untersucht die Einsatzmöglichkeiten und Wirkungsweisen der finanzpolitischen 
 



   Instrumente anhand von Modellen

Anwendungsorientierte Finanzpolitik
= behandelt den tatsächlichen Einsatz und die Gestaltung finanzpolitscher Instrumente

Erkenntnisobjekt der Finanzwissenschaft sind die staatlichen Aktivitäten.

Soll die Summe aller finanzwissenschaftlichen Aktivitäten des Staates einer ökonomischen Analyse unterzogen werden, muss eine Abgrenzung von staatlichem und privatwirtschaftlichem Bereich in der Volkswirtschaft vorgenommen werden:

Privatsektor
= marktwirtschaftliche Tauschformen

Staatssektor
= Zwangscharakter sowie in der Leistungsbereitschaft als auch in der Finanzierung dieser Leistungen.

In der Praxis existieren jedoch eine Vielzahl von Mischformen.  Zum Staatssektor zählt man die Gebietskörperschaften (Bund, Länder und Gemeinden) sowie supranationale Organisationen (Parafisci) sowie die öffentlichen Unternehmen. In der modernen Finanzwissenschaft ist der Staat aber nicht nur in dieser institutionellen Abgrenzung Gegenstand der ökonomischen Analyse. Auch die vom Staat bestimmten Normen und die Regelungen werden einer ökonomischen Analyse unterzogen. Zuallererst besteht der Staat jedoch aus Menschen. Sowie sie von der öffentlichen Finanzwirtschaft betroffen sind ist auch ihr Verhalten Gegenstand der Finanzwissenschaft.

1.2. Zielsetzungen der Finanzwissenschaft

In Anlehnung an MUSGRAVE sind folgende Ziele definiert:

Das Allokationsziel
die Gewährleistung gesamtwirtschaftlich effizienten Produktionsstrukturen im staatlichen wie auch im privaten Sektor.

Das Verteilungsziel
Die Finanzpolitik kann durch den geeigneten Instrumenteneinsatz daran mitwirken, 
gesellschaftlich erwünschte Verteilungsnormen durchzusetzen

Das Stabilitätsziel
Erreichung der Ziele des magischen Vierecks (angemessenes und stetiges Wirtschaftswachstum, hoher Beschäftigungsgrad, außenwirtschaftliches Gleichgewicht und Stabilität des Preisniveaus).

Mit den voranstehenden Überlegungen wird auch deutlich, dass es falsch ist, von einem eigenständigen fiskalischen Ziel der Finanzpolitik zu sprechen. Die Erzielung von Einnahmen ist immer auf die Erfüllung bestimmter allokationspolitischer, verteilungspolitischer oder stabilitätspolitischer Ziele gerichtet. Dabei ist das Wirtschaftlichkeitsprinzip zu beachten:

Mittelaufbringung zu minimalen volkswirtschaftlichen Kosten

Verausgabung der vorhandenen Mittel zu einem maximalen Zielerreichungsgrad.
1.3. Methoden der Finanzwissenschaft

In der Finanzwissenschaft werden folgende Arten von Aussagen getroffen:
· Bewertende Aussagen

· Beschreibende Aussagen

Es gibt auch Mischformen, wobei diese vermieden werden sollen.

1.3.1. Normative Analyse

Um finanzpolitische Maßnahmen zu bewerten, werden zunächst Werterahmen formuliert. In der modernen Finanzwissenschaft wird zu diesem Zweck auf die Aussagen der Wohlfahrtsökonomie zurückgegriffen:

Es wird ein Zustand angestrebt, an dem alle Produktionsfaktoren so kombiniert sind, dass durch weitere Tauschhandlungen kein Individuum seinen Nutzen erhöhen kann, ohne dass die Nutzenposition eines anderen Individuums verschlechtert wird. Dieser Zustand wird als pareto-effiziente Allokation oder Paredo-Optimum bezeichnet.

1. Hauptsatz der Wohlfahrtsökonomie

Jedes Marktgleichgewicht ist paredo-effizient
2. Hauptsatz der Wohlfahrtsökonomie
Jede paredo-effiziente Allokation kann durch eine geeignete Umverteilung der 
gegebenen Ressourcen als Marktgleichgewicht realisiert werden.
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Gegeben sei eine Ökonomie mit den Individuen Ernie und Bert. Die Indifferenzkurven von Ernie  verlaufen konvex vom Punkt 0, die Indifferenzkurven von Bert konvex vom Punkt 0‘. Allokation a ist paredo-ineffizient. Letztlich ist jeder Punk auf der so genannten Kontraktkurve zwischen 0 und 0‘ als paredo-effiziente Allokation und Markgleichgewicht denkbar. 
Das Beispiel zeigt die Grenzen der normativen Aussagekraft. Sollen verschiedene Verteilungssituationen bewertet werden, muss der Ökonom auf andere Normen wie beispielsweise Leistungsgerechtigkeit oder Bedarfsgerechtigkeit zurückgreifen. Dennoch hat die normative Analyse eine große Bedeutung innerhalb der Finanzwissenschaft. Sie liefert nicht nur die Vorstellung von einem Optimalzustand, sondern auch einen Maßstab zur Beurteilung des Zielerreichungsgrads bestimmter Maßnahmen. Somit kann die normative Analyse beispielsweise eine Frage wie: „kann eine Stromsteuer zu einer effizienten Nutzung fossiler Energieträger führen?“ beantworten.

1.3.2. Positive Analyse

Die positive Analyse versucht ein klares, quantitatives und qualitatives spezifiziertes Bild des öffentlichen Sektors und seiner Aktivitäten zu entwickeln. Neben der Beschreibung werden Modelle formuliert, die eine Prognose der Wirkungen staatlicher Maßnahmen erlauben sollen (Wirkungsanalyse). „Welche Wirkung hat die Einführung einer Stromsteuer auf die Einkommensverteilung?“. Mit anderen Modellen versucht die positive Theorie, die Gründe staatlichen Handelns überhaupt zu untersuchen (Kausalanalyse). „Warum ist es keiner Regierung gelungen, das Steuerrecht zu vereinfachen?“

Erst wenn Ablauf und Struktur staatlichen Handelns bekannt sind, kann eine Bewertung dieser Tätigkeiten vorgenommen werden.
2. Der öffentliche Sektor
2.1. Die Beschreibung der finanzwirtschaftlichen Aktivitäten des öffentlichen Sektors

 Zur Beschreibung der finanzwirtschaftlichen Aktivitäten muss zunächst qualitativ festgelegt werden, welche Institutionen Träger der öffentlichen Finanzwirtschaft sind. Nach dieser Festlegung wird auf unterschiedliche Weise ein quantitatives Bild der finanzwirtschaftlichen Aktivitäten des öffentlichen Sektors gezeichnet.

2.1.1. Institutionen des öffentlichen Sektors

Um eine Vergleichbarkeit nationaler Zahlenwerke zu gewährleisten, ist auf Grundlage des System of National Account der Vereinten Nationen ein europaweit gültiges Europäisches System volkswirtschaftlicher Gesamtrechnung (ESVG) entwickelt worden. Das ESVG stellt die verbindliche Grundlage für die überwiegende Mehrheit der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung dar. Nach ESVG gehören zum Sektor Staat:

· Gebietskörperschaften
(Bund, Länder, Gemeinden, Gemeindeverbände, Zweckgemeinschaften und Sondervermögen)

· Sozialversicherungen

Öffentliche Unternehmen zählen in dieser Abgrenzung nicht zum Sektor Staat.  An diesem Punkt wird deutlich, dass die institutionelle Abgrenzung des öffentlichen Sektors und die darauf fußende Erfassung seiner finanzwirtschaftlichen Aktivitäten nur ein bedingt tragfähiges Konzept zur Abbildung der staatlichen Einflussnahme auf den Wirtschaftsprozess ist. Sowohl durch öffentliche Unternehmen, als auch durch Unternehmen in Privatbesitz, die aber weitgehend staatlicher Regulierung unterliegen erfolgt staatliche Einflussnahme auf den Wirtschaftsprozess.

2.1.2. Instrumente zur Erfassung der finanzwirtschaftlichen Aktivitäten

Neben der institutionellen Abgrenzung kann eine quantitative Erfassung der finanzwirtschaftlichen Aktivitäten des Staates vorgenommen werden. Dazu wird in der Regel auf das Datenmaterial aus der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (VGR) zurückgegriffen. Dabei ist allerdings darauf hinzuweisen, dass gerade bei der Erfassung des Wertes der staatlich abgegebenen Güter und Dienstleistungen aufgrund fehlender Marktpreise große konzeptionelle Probleme auftreten. Darüber hinaus werden in der VGR nur die mit Einnahmen und Ausgaben verbundenen staatlichen Aktivitäten erfasst. Auf der Grundlage des Zahlenmaterials der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung werden Kennzahlen gebildet. Dabei wird besonders häufig mit Verhältniszahlen gearbeitet, vor allem mit Quoten. Im Gegensatz zu absoluten Zahlen erlaubt die Bildung  sogenannter Staatsquoten, Aussagen über strukturelle Verschiebungen zwischen staatlichen und privaten Sektor in der Volkswirtschaft zu treffen:

Realausgabenquote
=
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Gesamtausgabenquote
=
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Steuerquote  

=
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Abgabenquote

=
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        (TA = T+ Sozialversicherungsbeiträge)        

· Mit der Realausgabenquote werden die Ausgaben des Staates für Güter und Dienstleistungen sowie die Bruttoinvestitionen des Staates erfasst. Bei der Interpretation der Realausgabenquote ist das Problem der Erfassung von Preissteigerungen besonders gravierend. Da bei der staatlichen Nachfrage von überdurchschnittlichen Preissteigerungen ausgegangen werden muss.
· In der Gesamtausgabenquote werden neben den Realausgaben auch die Transferausgaben des Staates berücksichtigt. Die Gesamtausgabenquote wird auch als Staatsquote bezeichnet.

· Die Steuerquote stellt den Anteil des Steueraufkommens am Bruttosozialprodukt dar. Hierbei ist aber zu bedenken, dass Steuerzahlungen nur eine Form der Zwangsabgaben sind, die die Bürger zu leisten haben.

· Daher ist die Abgabenquote, die im Zähler die Steuern und Sozialversicherungsbeiträge erfasst, aussagekräftiger, wenn es um den Entzug der Mittel aus dem privaten Sektor geht.

Insgesamt ist bei allen diskutierten Staatsquoten zu bedenken, dass es sich um nominale Größen also der Bewertung von Mengengrößen mit jeweiligen Preisen, handelt. Dabei wären bei der Interpretation von Zeitreihen die Angaben realen, d.h. deflationierten Staatsquoten wünschenswert. Gerade aber die  Deflationierung wird lediglich auf der Kostenseite erfasst. Dies stellt eine methodische Herausforderung dar, die bislang nicht gelöst ist. 

2.1.3. Entwicklung des öffentlichen Sektors in der Bundesrepublik Deutschland

Statistisches Zahlenmaterial wird seit der zweiten Hälfte des 19. Jahrhundert erfasst. Seit diesem Zeitpunkt ist der öffentliche Sektor überproportional zum Anstieg der Gesamtproduktion gewachsen. 

[image: image11.jpg]Abgaben und Staatsausgaben*
Anteile am Bruttoinlandsprodukt in %

55

i

i
b
Pt
B
Ty
i
i

{
i
i i

i
|
|
i

{

i-ig:) leetivd
i A TR 888 B

i eI e
i R G e e e

10 60 61 62 63 64 65 66 67 68 69 70 71 72

Sozialabgabenquote
(Sozialbeitrage insgesamt)

- — = Steuerquote

= Abgabenquote

— — — Staatsquote

73 74 75 76 77 78 79 80 81 82 83 84 85 86 87 88 89 90 91 92 93 94 95 96 97 98 99 00 01"~

* Bis 1991 friiheres Bundesgebiet in der Abgrenzung
des Deutschen Systems der Volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnungen; ab 1991 Deutschland in der
Abgrenzung des ESVG

** Schatzung




Mit Beginn der 80er Jahre wurde die Notwendigkeit einer Rückführung der ausgedehnten Staatsquote erkannt. Erst mit der Wiedervereinigung der beiden deutschen Staaten wurde dieser Prozess unterbrochen. Alle gezeigten Quoten haben aktuell eine fallende Tendenz.

2.2. Ursachen der wachsenden Staatstätigkeit

Gesetz von Wagner

Als ein Vertreter der Kathedersozialisten stand er einer Ausweitung der Staatstätigkeit grundsätzlich positiv gegenüber. Für ihn teilte sich die Staatstätigkeit in zwei Bereiche auf: Zum einen in die „Rechts- und Machtzwecke“, zum anderen in die „Kultur- und Wohlfahrtszwecke“. In beiden Bereichen wachsen dem Staat laut WAGNER im Zuge der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklung neue Aufgaben zu, die zwingend zu einer erweiterten Ausgabentätigkeit des Staates führen. Manchmal findet man noch heute den Verweis auf  WAGNERS-Gesetz der zunehmenden Staatstätigkeit wenn von einem steigenden Etat die gewarnt werden soll.
Gesetz von POPITZ

POPITZ formulierte vor dem Hintergrund der Situation in Deutschland nach dem ersten Weltkrieg das „Gesetz der Anziehungskraft des größeren Etats“. Da die zentrale Ebene in einem föderalen Staat überlegene Kompetenzen zur Lösung anstehender Probleme habe, käme es zu einer Verlagerung von Aufgaben nach oben. So impliziert das heute politische weithin akzeptierte Subsidiaritätsprinzip in der staatlichen Aufgabenerfüllung eine genau gegenläufige Tendenz. Demnach sollte jede staatliche Aufgabe auf der möglichst niedrigsten föderalen Ebene erledigt werden.

Gesetz von BRECHT

BRECHT beobachtete einen positiven Zusammenhang zwischen der Bevölkerungsdichte und der Staatsausgaben höhe pro Kopf. In großen Städten ist nicht nur öffentliche Leistungserstellung teurer, weil die Preise der Inputs höher sind, sondern auch weil gleichzeitig negative Begleitumstände der Verstädterung kompensiert werden müssen. 

Neben diesen empirischen Ansätzen zur Erklärung des Staatsausgabenwachstums gibt es Erklärungsansätze, die aus dem vorliegenden internationalen Zahlenmaterial  Antworten auf die Frage  „Warum wächst der Staat?“ zu finden versuchen:

· Öffentliche Leistungen sind superiore Güter: Viele öffentliche Güter befriedigen Bedürfnisse, die erst mit höherem Einkommen nachgefragt werden.
· Öffentliche Leistungen sind Komplementärgüter für private superiore Güter:  Mit dem allgemeinen Entwicklungsstand der Volkswirtschaft steigt auch der Anteil an umweltschädigenden privaten Produktionen, so dass es in Folge zunehmender Umweltschutzaktivitäten des Staates zu steigenden Staatsausgaben und mithin zu steigenden Staatsquoten kommt.

· Der öffentliche Sektor muss mit überproportionalen Kostensteigerungen für seine Produktion rechnen: Bei der Leistungserstellung im öffentlichen Sektor ist von höheren Preissteigerungsraten auszugehen, da sie in der Regel unter Ausschluss von Wettbewerb bereitgestellt werden (Monopolgewinne).

· Der in der wissenschaftlichen Diskussion wichtigste Ansatz zur Erklärung zunehmender Staatstätigkeit setzt an bei dem institutionellen Rahmen der repräsentativen Demokratie: Sicherlich ist es für Politiker interessant, durch die Verwirklichung der Ausgabenwünsche der Bürger die Chancen der Wiederwahl zu erhöhen. Dabei kommen die Ansprüche gerade von öffentlich gut wahrnehmbaren Partikularinteressen zum Zuge, während die Finanzierungsleistung möglichst wenig spürbar auf eine große Gruppe von Bürgern zu verteilen ist. Denkbar ist auch, dass gerade die Bildung von Koalitionen zu einer Ausweitung der Staatsausgaben führt, da die jeweiligen Partner sich gegenseitig die Mehrheiten für eigene Ausgabenprojekte sichern.

2.3. Reformansätze im öffentlichen Sektor

Es gibt keine Antwort auf die Frage „Wie hoch ist der ideale Staatsanteil?“. Vielmehr scheinen in diesem Feld gerade gesellschaftliche Präferenzen bezüglich staatlicher Dienstleistung eine große Rolle zu spielen.

Verhältnis Staatsquote/Bruttoinlandsprodukt
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Es gibt einen weitgehenden gesellschaftlichen Konses darüber, dass der Staatsanteil zurückzuführen sei. Ein  Ansatzpunkt zur Beschränkung des Ausgabenwachstums liegt in der Begrenzung der Einnahmenseite. Auch in der Bundesrepublik Deutschland wird durch die Kombination aus Steuersenkungen und der Begrenzung der Neuverschuldung eine allmähliche Senkung der Staatsquote angestrebt. Der Abbau der staatlichen Ausgabentätigkeit führt erwartungsgemäß zu politischem Widerstand. Der öffentliche Sektor hat in Reaktion auf diesen Konflikt zunächst versucht, Effizienzreserven und Einsparpotenziale in der öffentlichen Aufgabenstellung zu mobilisieren. Öffentliches Thema wurden diese Reformbestrebungen bereits in den achtziger Jahren. Gerade Kommunen, die einerseits minimalen Spielraum in der Gestaltung ihrer Einnahmen haben und deren Verschuldungsmöglichkeiten sehr begrenzt sind entwickelten alternative Steuerungsmodelle, die zu größerer Effizienz und Effektivität in der Aufgabenerfüllung führen sollten. Dabei wurden durchgreifende Reformmodelle bekannt. Durch diese so genannten neuen Steuerungsmodelle sollten zwei Schwachpunkte der bestehenden Verwaltungspraxis überwunden werden:

· Das kameralistische Rechnungswesen

· Das öffentliche Dienstrecht

Das kameralistische Rechnungswesen ist eine reine Einnahmen-Ausgaben-Rechnung und damit nicht für eine Effizienzkontrolle geeignet. Wichtige Kostenbestandteile wie kalkulatorische Kosten können oftmals nicht ermittelt werden. Alle neuen Steuerungsmodelle versuchen daher, einen Weg zu einer betriebswirtschaftlichen Buchführung zu finden, da erst eine klare Erfassung von Kosten und Leistungen rationale Entscheidungen über Privatisierungen (Outsourcing) oder Kooperation mit privatwirtschaftlichen Unternehmen (Public Private Partnership) erlaubt. Die traditionelle, input-orientierte Steuerung sollte durch ein output-orientiertes System ersetzt werden. Begleitend wurden Controlling-Instrumente und Qualitätsmanagement eingeführt. Mit der Übertragung von Personalverantwortung an nun weitgehend als „profit center“ arbeitende kommunale Einheiten wurde auch ein Teil der häufig als unterentwickelt wahrgenommenen Motivation von öffentlichen Beschäftigten beseitigt. Die vormalige Trennung von Aufgaben- und Geldverantwortung wurde aufgehoben. Nachdem die Kommunen als Vorreiter der Verwaltungsreform schon auf Erfahrung zurückgreifen können, beginnt der Reformprozess nun auch auf übergeordneter Ebene.

3. Die Finanzverfassung der Bundesrepublik Deutschland

3.1.  Finanzausgleich in der Bundesrepublik Deutschland

Die föderale Struktur der BRD ist in der Finanzverfassung gesetzlich verankert. Unter dem Begriff der Finanzverfassung wird der gesamte Regelungskatalog des Finanzwesens verstanden, soweit er in der Staatsverfassung festgelegt ist; die Finanzverfassung bestimmt die Möglichkeiten und den Vollzug der öffentlichen Aufgabenerfüllung und bildet die Basis für einen effizienten Einsatz der staatlichen Ressourcen. Dagegen regelt der Finanzausgleich die Einnahmenverteilung zwischen den föderalen Ebenen. In einem Bundesstaat stellen die Kompetenzverteilung und die Finanzverfassung zwei Seiten der föderativen Kräfteverteilung dar. Erst die in der Finanzverfassung definierte materielle Ausstattung begründet, dass im Rahmen der Finanzverfassung ein gewisser Ausgleich der finanziellen Ausstattung der Subeinheiten vorgesehen ist (Artikel 72). Zuvor muss in der Finanzverfassung gewährleistet sein, dass jeder Ebene überhaupt die Mittel zu ihrer Aufgabenerfüllung zur Verfügung stehen. Dies bedeutet, dass für einige Einnahmearten die Gesetzgebungshoheit auf die untergeordneten föderalen Ebenen übertragen werden muss. Der Finanzausgleich ist einer der am heftigsten diskutierten Punkte in der Finanzverfassung der Bundesrepublik Deutschland, was die Vielzahl der Klagen zu den einzelnen Regelungen des Länderfinanzausgleichs belegt. Neben dem Länderfinanzausgleich wird in der BRD auch ein kommunaler Finanzausgleich durchgeführt. 

3.1.1. Passiver Finanzausgleich

Als passiver Finanzausgleich bezeichnet man die Verteilung der öffentlichen Aufgaben auf die verschiedenen föderalen Ebenen. In der Bundesrepublik Deutschland besteht zunächst eine allgemeine Länderzuständigkeit. Spezifiziert wird diese Generalklausel durch Artikel 70 bis 75 GG. Im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung liegt die Gesetzgebungskompetenz solange bei den Ländern, bis der Bund diese für sich in  Anspruch nimmt, sodass heute faktisch die Gesetzgebungskompetenz weitgehend vom Bund ausgeübt wird und er damit die staatlichen Aufgabenerfüllungen bestimmt. Auch die Aufgabenkompetenz ist im Grundgesetz geregelt. „Der Bund und die Länder tragen gesondert die Ausgaben, die sich aus der Wahrnehmung ihrer Aufgaben ergeben (Art. 104a GG). Diese Regelung wird als Konnexitätsprinzip bezeichnet und besagt, dass die Ausgaben von den Einheiten getätigt werden sollten, die auch für die Aufgabenerfüllung Verantwortlich sind. In der Bundesrepublik Deutschland wird von diesem Grundsatz im Bereich der Bundesauftragsverwaltung, bei Geldleistungsgesetzten, bei Finanzhilfen für besonders bedeutsame Investitionen und bei den Gemeinschaftsaufgaben  abgewichen.

3.1.2. Aktiver Finanzausgleich

Unter dem Begriff des aktiven Finanzausgleichs versteht man die Einnahmenverteilung, insbesondere die Verteilung der Steuereinnahmen:

Primäre Einnahmenverteilung

= Zuordnung der Ertragshoheit der Steuern

Sekundäre Einnahmenverteilung
= sowohl eine vertikale als auch eine horizontale Korrektur der Einnahmensituation

3.1.2.1. Primäre Einnahmenverteilung

Die primäre Einnahmenverteilung kann grundsätzlich auf zwei Arten vorgenommen werden:

· In einem Trennsystem ist die Gesetzgebungs- und Ertragshoheit für einzelne Steuern einzelnen Ebenen getrennt zugeordnet:
freies Trennsystem

= Die Ebene hat völlige Gestaltungsfreiheit
gebundene Trennsystem
= Gesetzgebungskompetenz wird zentral übernommen.
· In einem Verbundsystem ist die Gestaltungs- und Ertragshoheit zentral zugeordnet. Ein Verbundssystem kann als Überweisungssystem ausgestaltet sein. Die Alternative dazu ist ein Quotensystem. Beim Quotensystem teilen sich mehrere Ebenen nach festen Schlüsseln das Steueraufkommen. 

Neben den genannten Verfahren existieren noch vielfältige Mischformen. Das Verfahren der primären Einnahmenverteilung in der BRD wird als gebundenes Trennsystem mit Einzelverbund bezeichnet.
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Innerhalb der Gemeinschaftssteuern nimmt die Umsatzsteuer eine Sonderrolle ein. Für Einkommen- und Körperschaftssteuer sind im Grundgesetz Quoten zur Aufteilung des Steueraufkommens festgelegt. Die Aufteilung des Umsatzsteueraufkommens zwischen Bund und Ländern ist dagegen bewusst als flexibles Element zum Ausgleich der Finanzansprüche der verschiedenen föderalen Ebenen gestaltet worden. In Art 106 Abs.3 GG ist grundsätzlich festgelegt, dass Bund und Länder gleichmäßig Anspruch auf Deckung ihrer notwendigen Aufgaben haben. Daraus folgt, dass bei einer Veränderung der finanziellen Situation des Bundes oder der Länder eine Neufestlegung der Umsatzsteuerverteilung stattfinden muss. Die primäre Einnahmenverteilung regelt aber nicht nur die vertikale Zuordnung der Steuereinnahmen, sondern auch ihre horizontale Verteilung zwischen und innerhalb der jeweiligen förderalen Ebenen. Für die BRD gilt grundsätzlich das Prinzip des örtlichen Aufkommens: Den Bundesländern steht das Steueraufkommen aus den Steuern zu, für die sie die Ertragskompetenz besitzen und die auf ihrem Gebiet vereinnahmt wurden. Die Verteilung des Landesanteils an der Lohnsteuer wird nach dem Wohnsitzprinzip vorgenommen, die Verteilung der Körperschaftssteuer nach dem Betriebsstättenprinzip. Granz bewusst abweichend vom Prinzip des örtlichen Aufkommens werden die Umsatzsteueranteile der Länder verteilt. Zunächst werden 75% nach der Einwohnerzahl verteilt. Die verbleibenden 25% werden als sogenannte Ergänzungsanteile nach Steuerkraftgesichtspunkten auf die Länder verteilt, sodass alle Bundesländer auf 92% des Länderdurchschnitts der Steuereinnahmen kommen sollten.

3.1.2.2. Länderfinanzausgleich im engeren Sinne (sekundärer Finanzausgleich)

Im Rahmen der sekundären, horizontalen Einnahmenverteilung wird der eigentliche, oft im engeren Sinne als Finanzausgleich bezeichnete Finanzkraftausgleich innerhalb der Länder durchgeführt. Nach Art. 107 Abs.2 GG ist durch Gesetz sicherzustellen,d ass die unterschiedliche Finanzkraft der Länder angemessen ausgeglichen wird. Ob die einzelnen Länder Empfänger oder Geber von Finanzausgleichzahlungen sind, wird durch eine Gegenüberstellung von Ausgleichsmesszahl und Finanzkraftmesszahl des Landes ermittelt.

Finanzkraftmesszahl (FMZ)
= Steuereinnahmen des Landes + 50% der Gemeindesteuern – Hafenlast der Küstenländer

Ausgleichsmesszahl (AMZ)
= durchschnittliche Finanzausstattung aller Bundesländer x Einwohnerzahl (bei Stadtstaaten x 1,35)

Aus dem Vergleich von AMZ und FMZ wird dann bestimmt welches Bundesland nun ausgleichsberechtigt (AMZ>FMZ) und welches ausgleichspflichtig (AMZ<FMZ) ist. Ist ein Land ausgleichsberechtigt, wird seine Finanzkraft auf mindestens 95% der durchschnittlichen Finanzkraft angehoben. 

3.1.2.3. Bundesergänzungszuweisungen

Die vierte und letzte Stufe des Finanzausgleichs besteht aus einem vertikalen Element im Rahmen der sekundären Einnahmenverteilung, den Bundesergänungsanweisungen (BES nach Art.107 Abs.2 GG i.V.M. §11 FAG). Über die Mittel der Bundesergänzungszuweisungen können die Länder frei verfügen:

· Die Fehlbetrags-BEZ
werden zur ergänzenden Deckung des allgemeinen Finanzbedarfs für alle finanzschwachen 
 


Länder gewährt.

· Sonderbedarfs-BEZ
- Zur Deckung der Kosten der politischen Führung und der zentralen Verwaltung in kleinen Ländern
 


- Zum Abbau teilungsbedingter Sonderbelastungen sowie zum Ausgleich unterproportionaler kommunaler 
 


  Finanzkraft der Neuen Länder und Berlin.

· Sonder-BEZ

Zu Haushaltssanierung in Bremen und Saarland bis 2004 befristet

· Übergangs-BEZ
Zum Ausgleich überproportionaler Belastungen aus der Neuregelung des Länderfinanzausgleichs

Aufbau Ost

Die Aufbauleistungen wurden über den Fonds „Deutsche Einheit“ abgewickelt. Die Zins- und Teilungsleistungen, die von Bund und Ländern getragen werden, wurden innerhalb der Umsatzsteuerverteilung berücksichtigt. 
Die gesamte Struktur der deutschen Finanzverfassung einschließlich der einzelnen Schritte des Finanzausgleichs werden im Folgenden dargestellt:
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3.1.3.Kritik und Reform des Länderfinanzausgleichs

3.1.3.1. Vorgaben des Bundesverfassungsgerichtsurteils von 1999

In seinem Urteil von 1999 hat das Bundesverfassungsgericht eine grundlegende Reform des Finanzausgleichs gefordert. Bis zum Ende des Jahres 2002 sollten verbindliche, unmittelbar vollziehbare Maßstäbe zur Durchführung des Finanzausgleichs festgelegt werden („Maßstäbegesetz“). Die Kritikpunkte des Bundesverfassungsgerichts:

· Negative Anreizwirkung

·  Eine weitgehende Nivellierung der Finanzkraft der Bundesländer durch das Finanzausgleichsverfahren verhindert eigene Anstrengungen zur Verbesserung der Haushaltslage.

· Zu einer anreizverträglichen Gestaltung der Finanzausgleichs muss auch die Erfassung aller Einnahmequellen der Länder gehören

· Das Bundesverfassungsgericht forderte zudem, dass auch unter Berücksichtigung der Bundesergänzungszuweisungen es keine Veränderung der Finanzkraftreihenfolge bei den Bundesländern geben dürft.

· Volumen der Bundesergänzungszuweisungen

· Zurzeit überschreitet das Volumen der Bundesergänzungszuweisungen das Volumen der Ausgleichsbeträge im engeren Länderfinanzausgleich um nahezu das Doppelte

· Das Bundesverfassungsgericht forderte die Entwicklung eigenständiger Kriterien für die Vergabe von Bundesergänzungszuweisungen.

· Einwohnerveredelung

· Das Bundesverfassungsgericht forderte eine Überprüfung und Begründung der Einwohnerveredelung im Länderfinanzausgleich.

Relativ schnell einigten sich Bund und Länder im Juli 2001 auf eine Reform des Finanzausgleichs. Diese Einigung umfasst auch die Formulierung eines Maßstäbegesetzes und den Entschluss, unter dem Namen „Solidar Pakt II) bis 2019 finanzielle Leistungen in Höhe von 156,5 Mrd. EUR in die neuen Bundesländer zu garantieren.

3.1.3.2. Neuregelung des Finanzausgleichs im Jahr 2001

Im Rahmen der vertikalen Verteilung des Umsatzsteueraufkommens wurde der Länderanteil um ca. 1,24 Mrd. EUR gekürzt, da der Bund die Zinsverpflichtungen der Länder aus dem Fonds „Deutsche Einheit“ übernimmt. Damit wurde insgesamt die finanzielle Belastung der Länder reduziert.
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Im horizontalen Länderfinanzausgleich ändert sich zunächst die Berechnung der Finanzkraft der Länder. Es können Seehafenlasten nicht mehr mindernd in Anrechnung gebracht werden und die Gemeindeeinnahmen werden nun zu 64% in die Finanzkraft miteinbezogen. Für die Berechnung der Ausgleichsmesszahl wir die umstrittene Einwohnerveredelung für die Stadtstaaten weitergeführt. Für die Bundesergänzungszuweisungen haben sich durch die Reform folgende Änderungen ergeben. Mit den Fehlbetrags-BEZ werden nur noch 77,5% der an 99,5% der Ausgleichsmesszahl fehlenden Finanzlücken geschlossen. Trotz dieser Senkung bleibt die verteilungspolitisch begründete Nivelierung der Finanzkraftposition weitgehend bestehen; dem Gedanken nach mehr Wettbewerb zwischen den Ländern wurde also nur begrenzt gefolgt. Die Sonderbedarfs-BEZ zur Deckung erhöhter Kosten der politischen Führung wurden im Gesamtvolumen zurückgefahren, allerdings der Empfängerkreis um ein Land erweitert.
3.2. Die Bundesrepublik Deutschland im Finanzausgleich der Europäischen Union

Die Europäische Union durchläuft einen Föderalisierungsprozess, der in der Bildung eines Bundesstaates auf europäischer Ebene sein Ende finden könnte. Zurzeit ist jedoch noch von einem präförderativen Gebildet zu sprechen. Die Mischung dieser staatlichen Organisationsmodelle wird gerade im Haushaltsverfahren der Europäischen Union deutlich: Die Einnahmenseite wird durch die Mitgliedsstaaten überwiegend nach dem Einstimmigkeitsprinzip bestimmt, über die Mittelverwendung, also die Ausgabenseite, entscheiden allein Organe der Europäischen Union. Die EU besitzt weitgehende Rechtssetzungskompetenz in den Bereichen des

· Wettbewerbsrecht

· Des Verbraucherschutzes

· Der Umweltgesetzgebung

· Aber auch zunehmender in Politikfeldern wie der Außen- und Sicherheitspolitik

Einerseits die Verlagerung von Aufgabenkompetenzen auf die europäische Ebene, anderseits die starke Beteiligung der Bundesrepublik Deutschland an der Finanzierung des EU-Haushaltes – rund 26% - rechtfertigen es schon heute, die Finanzbeziehungen der Bundesrepublik Deutschlands zu der Europäischen Union als integraler Bestandteil einer europäischen Finanzverfassung zu sehen. 

3.2.1. Institutionelle Struktur der Europäischen Union

Die Europäische Union verfügt über fünf zentrale Gemeinschaftsorgane:

· Das Europäische Parlament

· Den Rat

· Die Kommission

· Den Gerichtshof

· Den Rechnungshof

Daneben bestehen zwei Gemeinschaftseinrichtungen, der Wirtschafts- und Sozialausschuss und der Ausschuss der Regionen, die beratende Funktionen haben. Die Europäische Zentralbank ist verantwortlich für die gemeinsame Währungspolitik der EU. Veränderungen der institutionellen Struktur können nur durch Regierungskonferenz vorgenommen werden. Die wichtigsten Institutionen der EU werden im Folgenden vorgestellt:

· Das Europäische Parlament besitzt als einziges Gemeinschaftsorgan die direkte demokratische Legitimation durch die EU-Bürger. Seine Kompetenzen sind allerdings beschränkt: Sie können in

· Kontrollrechte

· Legislative Mitwirkungsrechte und

· Haushaltsbefugnisse kategorisiert werden.
· Der Rat wird aus den zuständigen Ministern der einzelnen Mitgliedsstaaten gebildet und beschließt die wesentlichen Maßnahmen zur Verwirklichung der Vertragsziele und zur Durchführung der Gemeinschaftspolitik. Er kann unmittelbar Rechtsakte erlassen (Verordnungen, Entscheidungen, Richtlinien). Die Beschlussführung im Rat geschieht mit unterschiedlicher Mehrheit. In den Integrationsfeldern der EU, in Fragen des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts oder der Steuerpolitik muss einstimmig entschieden werden. Zunehmend können aber auch über Maßnahmen z.B. im Bereich der Vollendung des Binnenmarktes Entscheidungen mit qualifizierter Mehrheit getroffen werden. Bei verfahrensrechtlichen Entscheidungen ist eine einfache Mehrheit genügend. Im Europäischen Rat treffen REgierungs- und Staatschefs mit dem Präsidenten der Kommission zusammen. Im Europäischen Rat hat sich das Konsensprinzip als Entscheidungsregel durchgesetzt.

· Die Kommission ist das zentrale Gemeinschaftsorgan der EU. In der Form eines Kollegialorgans wirken zurzeit noch 17 Vertreter der Mitgliedsstaaten, die von ihren Nationalregierungen im gegenseitigen Einvernehmen für den Zeitraum von vier Jahren bestimmt werden. Durch das ihr zugestandene alleinige und zwingende Initiativrecht wirkt die Kommission als treibende Kraft des Integrationsprozesses. Die Kommission ist das Exekutivorgan der Europäischen Union. Als operative Dienststelle sind ihr die so genannten Generaldirektionen nachgeordnet. Die Verantwortlichkeit für jede Generaldirektion liegt bei jeweils einem der EU-Kommissare.

Im institutionellen Zusammenspiel der EU-Organe gibt es zwei verschiedene Verfahren:

· Beim „Mitentscheidungsverfahren“ wird der Kommission zunächst ein Vorschlag unterbreitet. Gegebenenfalls werden auch der Ausschuss der Regionen und/oder der Wirtschafts- und Sozialausschuss angehört. Die Vorlage gilt als angenommen, wenn sie sowohl die Zustimmung des Europäischen Parlaments erhält als auch vom Rat mit qualifizierter Mehrheit gebilligt wird.

· Beim „Konsultationsverfahren“ legt die Kommission einen Vorschlag vor, zu dem das Europäische Parlament, der Wirtschafts- und Sozialausschuss und der Ausschuss der Regionen gehört werden. Der Rat beschließt anschließend entweder mit qualifizierter Mehrheit oder einstimmig.

3.2.2. Haushalt der Europäischen Union

Der Haushaltsplan wird in einem aufwändigen Verfahren, das auf dem Zusammenspiel von Rat, Kommission und EP beruht, beschlossen. Auf der Grundlage eines Vorentwurfs der Kommission legt der Rat dem EP einen Haushaltsentwurf vor. Die Befugnisse des Parlaments hängen von der Art der Ausgaben ab:

· Bei „obligatorischen“ Ausgaben kann das Parlament dem Rat Änderungen vorschlagen, die dieser allerdings nicht berücksichtigen muss

· Bei „nicht-obligatorischen“ Ausgaben kann das EP den Entwurf des Haushaltsplans abändern.
Nach zwei Lesungen in jedem der beiden Organe wird der Haushaltsplan vom Europäischen Parlament endgültig festgestellt. Die Finanzielle Vorausschau legt für einen längeren Zeitraum die Ausgabenobergrenze für die verschiedenen Politikbereiche der Europäischen Gemeinschaft verpflichtend fest; in ihr spiegelt sich also die politische Prioritätensetzung der EU wieder. Die Finanzielle Vorausschau ist damit eine der wichtigsten Informationsquellen zur EU-Politik. Das Haushaltsverfahren der EU findet seinen Abschluss in der formalen und materiellen Kontrolle des Haushalts und seiner Durchführung, die dem Europäischen Rechnungshof obliegt.

3.2.2.1. Ausgabenseite

Die Ausgabenbereiche des Gesamthaushalts der Europäischen Union werden in sechs Kategorien untergliedert:

· Agrarausgaben

· Kohäsionspolitik und Strukturpolitik

· Interne Politikbereiche (Forschung, Bildung, Verkehr, usw.)

· Externe Politikbereiche

· Vorbereitung der Erweiterung und

· Verwaltungsausgaben

Seit Beginn des europäischen Integrationsprozess dominieren die Agrarzahlungen die Ausgabenseite. Mit dem Fortschritt des Integrationsprozesses wuchsen auch die Bestrebungen, die finanzielle Dominanz des Agrarsektors zurückzuführen und Mittel für andere Politikbereiche zu gewinnen. 

Kohäsionspolitik und Strukturfonds

Die Stärkung des wirtschaftlichen Zusammenhalts in der Gemeinschaft ist der zweite Schwerpunkt der Ausgabentätigkeit der EU. Politikmaßnahmen dieses Bereichs werden über die so genannten Strukturfonds abgewickelt:

· Fonds für Europäische Entwicklung (EFRE)

· Europäischer Sozialfonds (ESF) und

· Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL)

Durch die Verabschiedung der Agenda 2000 wurde die Arbeit der Strukturfonds auf drei Ziele konzentriert:

1. Förderung der Entwicklung der ärmsten Regionen und Modernisierung ihrer Wirtschaftsstruktur

2. Unterstützung der wirtschaftlichen und sozialen Umstellung der Gebiete mit Strukturproblemen

3. Unterstützung der Anpassung und Modernisierung der Bildungs-, Ausbildungs- und Beschäftigungspolitiken und –systeme

Interne und externe Politikbereiche

Unter internen Politikbereichen versteht man flankierende Maßnahmen zur Vollendung des Binnenmarktes. Von zunehmender Bedeutung sind die externen Politikbereiche. Dies sind vor allem Entwicklungshilfeleistungen humanitärer Art und Mittel zur Unterstützung des Transformationsprozesses in osteuropäischen Ländern.
Vorbereitung der Erweiterung

Ein wichtiges Ziel der EU für die nächsten Jahre ist die Erweiterung der Union. Um diese Ziel zu erreichen, sind in den zukünftigen Beitrittsländern erhebliche Anpassungen zu vollbringen, die auch große materielle Anstrengungen bedeuten. Dieser Anpassungsprozess wird von der EU finanziell unterstützt. Im Agrarsektor sollen die Mittel vor allem zur Modernisierung der Betriebe, zur Verbesserung des Umweltschutzes und zur Diversifizierung der Wirtschaftstätigkeit in den ländlichen Gebieten verwendet werden. Durch das strukturpolitische Finanzinstrument unterstützt die EU die Beitrittsländer darin, eine wirtschaftliche Infrastruktur zu schaffen. 

3.2.2.2. Einnahmenseite

Zur Finanzierung ihrer Ausgaben verfügt die EU über ein Eigenmittelsystem, das sich aus:

· Agrarabschöpfungen und Zöllen

· Mehrwertsteuer-Eigenmitteln und

· Eigenmitteln auf der Grundlage des Bruttosozialprodukts der Mitgliedstaaten zusammensetzt.

Diese Mittel fließen der EU ohne weitere Beschlüsse zu. Sie besitzt jedoch für diese Mittel lediglich die Ertragshoheit, nicht die Gesetzgebungshoheit. IN der Finanziellen Vorausschau wird für die Einnahmen eine Obergrenze in Form eines prozentualen Anteils am Bruttosozialprodukt der EU festgelegt; diese Grenze liegt im Zeitraum 2000 bis 2006 bei 1,27%. Durch die veränderte Agrarpolitik mit einer stärkeren Weltmarktorientierung und reduzierten inländischen Rohstoffpreisen sinken seit Jahren die Einnahmen aus den Agrarabschöpfungen, die bei der Einfuhr von Agrarerzeugnissen aus Nicht-EU-Ländern erhoben werden, um diese Preise auf das EU-Niveau anzuheben. Dies gilt auch für die Zölle, deren Umfang durch die laufenden Erweiterungen der Gemeinschaft und durch die GATT-Runden kontinuierlich abgebaut wurden. Zolleinnahmen werden in der Haushaltsplanung des Jahres 2001 nur noch gut 15% ausmachen. Die Mehrwertsteuereigenmittel besitzen den Charakter von Finanzbeiträgen, stellen also keinen Zuschlag auf die nationalen Mehrwertsteuern dar. Die nationalen Mehrwertsteueraufkommen werden als Bemessungsgrundlage genommen, auf die ein bestimmter Prozentsatz –zurzeit 1% - angewendet wird. Auch diese Eigenmittelkategorie ist systematisch eingeschränkt worden. Die sogenannten BSP-Eigenmittel werden als Restgröße berechnet, die benötigt wird, um die Obergrenze des Budgets von 1,27% des Bruttosozialprodukts der EU ausschöpfen zu können. Der Betrag wird proportional zu dem Anteil des jeweiligen nationalen BSP an dem EU-Bruttosozialprodukt von den Mitgliedstaaten erhoben. Durch diese Verfahrensweise ergibt sich zwingend, dass bei einem Abbau aller anderen Einnahmen der Umfang der BSP-Eigenmittel ansteigt. Unter den sonstigen Einnahmen des EU-Haushalts sind vor allem die Steuern der EU-Bediensteten, Geldstrafen, sowie der Gewinnvortrag aus dem Vorjahr zu verstehen; diese Einnahmen sind unbedeutend.
3.2.3. Position Deutschlands im Finanzsystem der Europäischen Union

Für einen längeren Zeitraum lehnte die Kommission generell die Ermittlung der Nettoposition der Mitgliedstaaten ab. Die Nettoposition bezeichnet die Differenz von finanziellen Abführungen und zugeflossenen Mitteln. Diese Größe ist allerdings für die Mitgliedstaaten selbst, vor allem für die Nettozahler-Länder, von einiger Bedeutung. Dazu muss ein Einverständnis darüber hergestellt werden, ob von dem EU-Finanzsystem verteilungspolitische Impulse erwartet oder eher die Vorstellung einer fiskalischen Äquivalenz sich zu eigen macht, die ein ungefähres Gleichgewicht von geleisteten Zahlungen und empfangenen Nutzen bedeuten würde.
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Zu den abgebildeten Ungleichgewichten in den Finanzbeziehungen der Europäischen Union kommt es nicht aufgrund der Einnahmenerhebung der Europäischen Union: Durch die zunehmende Dominanz der BSP-Eigenmittel auf der Einnahmenseite erfüllt das EU-Finanzierungssystem weitgehend das allgemein akzeptiere Leistungsfähigkeitsprinzip. Die Hauptursache der Ungleichgewichte ist auf der Ausgabenseite des EU-Haushalts zu suchen. Die Ausgaben der EU stehen in keinem Verhältnis zum nationalen Bruttosozialprodukt, sondern sind Produkt gezielter politischer Entscheidungen. Die Agrarausgaben sind nur abhängig von der Agrarstruktur der einzelnen Länder und fließen z.B. auch in relativ reiche Länder wie Frankreich. Der Ausgabenblock der Struktur und Kohäsionsfonds dagegen ist direkt verteilungspolitisch motiviert. Das Finanzierungssystem der EU wirkt als Umverteilungsinstrument zwischen den Mitgliedstaaten; es mangelt aber aufgrund des hohen Anteils der Agrarausgaben an der Transparenz sowohl für die Geber- als auch für die Empfängerländer. Für die Nettozahlerstaaten wie die Bundesrepublik Deutschland scheint es kaum möglich ihre Position zu verändern: Beschlüsse über das Eigenmittelsystem müssen einstimmig im Rat beschlossen werden. Versuche der Nettozahlerstaaten, ihre Beitragszahlungen zu reduzieren, sind in den letzten Jahren regelmäßig gescheitert. Unter dem Aspekt der Erweiterung der Europäischen Union haben allerdings auch die Nettozahlersataaten kein Interesse an der Aufkündigung des Eigenmittelbeschlusses von 1999, der zumindest eine Obergrenze der Eigenmittel festlegte, und so eine Erhöhung der Beiträge ausschließt. In der Diskussion um die Nettozahlerposition ist allerdings auch zu bedenken, dass auch indirekte, nicht pekunitäre Vorteile der Gemeinschaftspolitik bestehen, die kaum den einzelnen Mitgliedstaaten korrekt zugerechnet werden können.

4. Die öffentlichen Haushalte und staatliche Planungsinstrumente
4.1. Inhalt und Aufbau öffentlicher Haushaltspläne

„Der Haushaltsplan dient der Festlegung und Deckung des Finanzbedarfs, der zur Erfüllung der Aufgaben des Bundes oder des Landes im Bewilligungszeitraum voraussichtlich notwendig ist. Der Haushaltsplan ist die Grundlage für die Haushalts- und Wirtschaftsführung. Bei seiner Aufstellung und Ausführung ist den Erfordernissen des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts Rechnung zu tragen.“ 

Diese Legaldefinition des Haushaltsplans macht seine fundamentale Bedeutung deutlich Nur durch die Haushaltspläne werden die Verwaltungen ermächtigt, Ausgaben zu tätigen oder Verpflichtungen für zukünftiges Ausgaben einzugehen; ihre Verabschiedung als Gesetz gewährleistet dabei, dass die im Haushaltsplan festgelegten Größen auch verbindliche Grenzend der Verwaltung sind.

4.1.1. Haushaltsfunktionen und Systematik des Haushaltsplans

· Finanzwirtschaftliche Ordnungsfunktion
Durch planmäßige Gegenüberstellung von Einnahmen und Ausgaben sollen für die Planungsperioden das finanzielle Gleichgewicht und ökonomische Rationalität gewährleistet werden.

· Politische Funktion (politische Kontroll- und Programmfunktion)
Durch regelmäßig wiederkehrende Beratung und gegebenenfalls Beeinflussung der ausgabenwirksamen Regierungstätigkeit ermöglicht das Budget eine vorherige und nachträgliche Kontrolle des Regierungshandelns. 

· Juristische Funktion (administrative Kontrollfunktion)
Der Haushalt stellt die gesetzliche Bewirtschaftungsgrundlage für die Verwaltung dar

· Volkswirtschaftliche Lenkungsfunktion
Da über die Ausgabenseite die gesamtwirtschaftliche Nachfrage direkt und über die  Einnahmenseite indirekt beeinflusst werden kann, wird im Haushalt eine Instrument zur Realisierung insbesondere stabilisierungspolitischer Ziele gesehen.

Um die Funktionen erfüllen zu können, müssen die Einnahmen und Ausgaben des Haushaltes unter verschiedenen Kriterien zusammengefasst werden. Wie dies geschieht, soll beispielshaft am Bundeshaushaltsplan erläutert werden. 

Zunächst ist der Bundeshaushaltsplan in 27 Einzel- und Ministerialpläne gegliedert. Diese sind wiederum nach Kapiteln unterteilt. Die kleinste haushaltstechnische Einheit sind die Titel. In den Haushaltstiteln werden der Zweck und der Geldansatz einer Ausgabe festgelegt und die Einnahmen nach ihrem Entstehungsgrund aufgeführt. Die Gliederung nach dem Ministerialprinzip dient vor allem der juristischen Funktion. Die Untergliederung der Kapitel in Titel folgt dem Gruppierungsplan. Die Systematik des Gruppierungsplans folgt weitgehend der Gliederung des Staatskontos in der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung. Im Gruppierungsplan werden zunächst 10 Hauptgruppen gebildet, die wiederum in Ober- und Untergruppen aufgespalten werden. Zu jedem Haushaltsplan wird eine Gruppierungsübersicht veröffentlicht. Die Informationen der Gruppierungsübersicht sind wesentliche Voraussetzungen zur Erfüllung der volkswirtschaftlichen Lenkungsfunktion. Der Funktionsplan systematisiert die einzelnen Titel dagegen nach Aufgabengebieten. Da verschiedene Ministerien in gleichen Aufgabengebieten tätig sind fördert die Zusammenfassung der Titel in der Funktionsübersicht des Haushaltsplans die Transparenz über die Aufgabenschwerpunkte der Regierung; damit erfüllt der Haushaltsplan seine politische Funktion.
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Gruppierungs- und Funktionsübersicht werden zusammengefasst zum Haushaltsquerschnitt. Neben den genannten Übersichten gehören noch weitere Anlagen zum Haushaltsplan, z.B. eine Finanzierungsübersicht, ein Kreditfinanzierungsplan sowie eine Personalübersicht.

4.1.2. Haushaltsgrundsätze

Hier wurden nach und nach verschiedene Regeln entwickelt nach denen ein Haushaltsplan aufgestellt werden muss. Diese Regeln sind heute als Haushaltsgrundsätze gesetzlich fixiert, in der Bundesrepublik Deutschland teils im Grundgesetz, teils im Haushaltgrundsätzegesetz. Dazu kommen Vorschriften der Bundeshaushaltsverordnung und der jeweiligen Landeshaushaltsverordnungen. In der Finanzwissenschaft werden neben den gesetzlich fixierten  Haushaltsgrundsätzen zum Teil auch Prinzipien, die aus den Gesetzesvorschriften geleitet wurden, als Haushaltsgrundsätze bezeichnet. Hier werden im Folgenden nur die wichtigsten Haushaltsgrundsätze vorgestellt:

· Der Grundsatz der Einheit und Vollständigkeit besagt, dass alle Einnahmen und Ausgaben in einem Haushaltsplan zu erfassen sind. Weder sollen Einrichtungen von Nebenhaushalten noch durch Saldierung von Einnahmen und Ausgaben das Gesamtvolumen der staatlichen Tätigkeit verschleiern.

· Der Grundsatz des Haushaltsausgleichs fordert, dass Einnahmen und Ausgaben im Haushalt ausgeglichen sind.

· Ein verbunden mit diesem Grundsatz ist der Grundsatz der Gesamtdeckung. Dieser Grundsatz besagt, dass alle Einnahmen für alle Ausgaben zur Verfügung stehen müssen, dass es also keine Zweckbindung bestimmter Einnahmen geben sollte. Dieser Grundsatz entspricht dem Non-Affektationsprinzip; damit soll die Aufgabenerfüllung unabhängig von schwankenden Einnahmequellen gesichert sein.

· Mehrere Haushaltsvorschriften werden zum Grundsatz der Spezialität zusammengefasst
· Quantitative Spezialität besagt, dass Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen nur in der Höhe, in der sie bewilligt wurden, getätigt werden dürfen.

· Qualitative Spezialität besagt, dass Ausgaben nur für die aufgeführte Verwendung getätigt werden dürfen. Ausnahmen von dieser Regelung müssen im Haushaltsplan gekennzeichnet werden.

· Zeitliche Spezialität: Ausgaben dürfen nur in dem Haushaltsjahr getätigt werden,  für die sie beschlossen wurden. Dies ist mit die Hauptursache des so genannten „Dezemberfiebers“, durch das oftmals am Jahresende noch alle Haushaltsmittel, egal ob eine sinnvolle Verwendung möglich ist oder nicht, ausgegeben werden
Gerade die Vorschriften des Grundsatzes der Spezialität erschweren den Einsatz neuerer Steuerungsmodelle in den öffentlichen Verwaltungen. Zum Teil wird dieses Problem dadurch gelöst, dass in Landeshaushaltsordnungen sog. Experimentierklauseln eingefügt werden, die für einen beschränkten Zeitraum die Haushaltsgrundsätze lockern. 

· Unangetastet bleiben die Haushaltsgrundsätze der Jährlichkeit und Vorherigkeit die besagen, dass Haushaltspläne jährlich aufgestellt und festgelegt werden müssen.

· Die Haushaltsgrundsätze der Wahrheit und Klarheit beziehen sich zum einen auf den Inhalt des Haushaltsplans zum anderen auf seine formelle Gestaltung.

· Diese informative Funktion, die der Haushalt erfüllen soll, wird unterstützt durch den Grundsatz der Öffentlichkeit

· Nicht zuletzt muss der Haushaltsplan nach den Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit aufgestellt werden. Nach neuerer Auffassung ist dabei der Grundsatz der Sparsamkeit ein Unterfall des Grundsatz der Wirtschaftlichkeit. Wirtschaftlichkeit bedeutet:

· Minimalprinzip = Sparsamkeitsgrundsatz

· Maximalprinzip = Ergiebigkeitsprinzip)
4.1.3. Auszug au dem Bundeshaushalt 2001

[image: image18.jpg]3003

Berufliche Bildung und MaBinahmen der Weiterbildung

Soll Soll Ist
Titel 2001 2000 1999
] Zweckbestimmung
Funktion 1000 DM | 1000 DM DM
[1000€] | [1000€] | [1000 €]
681 01 Internationaler Austausch sowie Stipendien und Marketing in der beruflichen 15.000 14.000 12.358
4151 Bildung [7.669]  [7.158]  [6.319]
Verpflichtungsermachtigung..............c.ccoeceveeiviuencnnneae. 19000 TDM
davon fallig:
Haushaltsjahr 2002 bis-ziig. 0. ditiswis b sise. Sisiicn. 11000 TDM
Haushaltsjahe 2003 'biszo i s sndibinmeii sandls 4000 TDM
Haushaltsjahr 2004 bis Zu ..........cccooeuveiueeiecicieeicienns 4000 TDM
Haushaltsvermerk
1. Die Ausgaben sind iibertragbar. grund zu erwartender Einnahmen geleistet
: . . . . den und diese Einnahmen im laufenden
2. Die Ausgaben sind mit folgendem Titel gegensei- 34t . 2 = s =
tig deckungsfihig: Kap. 3002 Tit. 687 01 H_aushaltslahr mc_ht .eu?gehen, diirfen diese
Einnahmen, soweit sie in den folgenden
3. Mehrausgaben zu Nr. 2 der Erliuterungen Haushaltsjahren eingehen, nicht mehr zur
diirfen bis zur Hohe der zweckgebundenen Leistung von Ausgaben verwendet werden.
r:rl:;;:l_n;glmzzol;e,}‘i‘:‘lg?;dgzm THhil g 4. Einnahmen aus der Beteiligung anderer Staaten
Chn : an den Verwaltungskosten fiir die Durchfiih-
Dies gilt auch fiir zu erwartende Einnahmen rung der Austauschmafnahmen flieBen den
aus bestehenden Anspriichen. Falls Ausgaben Ausgaben zu.
auf-
Erléuterungen
Bezeichnung 1 000 DM
1 2
1. Austausch von Fachkriften der beruflichen Bildung zur Erweiterung der Kenntnisse iiber das Berufsbildungs-
system und die berufliche Praxis der besuchten Staaten bzw. der Bundesrepublik Deutschland.......... 2300
2, Ausbildung und Fortbildung im Rahmen von Austauschprogrammen, Partnerschaftsprojekten und bilateralen
Vereinbarungen'mit anderen Stasten.. ... ool al o e e 5000
Fortbildung im Rahmen des deutsch-israelischen Programms zur Zusammenarbeit in der beruflichen Bildung 350
4. Stipendien zur Fortbildung von Handwerkern in der Denkmalspflege im Européischen Zentrum Venedig fiir
die Berufe in der Denkmalpflege:.. .o acobuiii B .l iic oo iiohininianmeanar 280
5. Stipendien zur Fortbildung in zukunftsweisenden Technologien und besonderen Fachbereichen in anderen
Staaten sowie zur Fortbildung von auslindischen Fachkriften zur beruflichen Weiterbildung in Deutschland 2 800
6. Marketing fiir den Weiterbildungsstandort Deutschland..............cc.oc.eveveeiceecieseeiesressseseseesses e eaeseesseneens 1700
7. Verwaltungskosten fiir Projekttriger (mitveranschlagt sind die Kosten fiir Information und Beratung sowie
vorbereitende MaBnahmen, Tagungen, Seminare und Nachkontaktveranstaltungen)..............cc.cc.cco....... 2570
ZUBAIMIMEI.....versessoscommsssosessessso ST A M AR s e I . e R R i i 15 000





· Titelnummer

· Zweckbestimmung

· Aktuellen Ausgabenansatz

· Vorjahreswert

· Haushaltsvermerk  das,  zeitliche Spezialität  und qualitativen Spezialität ist teilweise/ganz aufgehoben.

· Als letzer Punkt dieses Titels werden die einzelnen Maßnahmen, die hinter diesem Ausgabenpunkt stehen, detailiert erläutert.
4.2. Haushaltskreislauf
Ein Haushaltsplan durchläuft von seiner Aufstellung bis zu seinem Abschluss mehrere gesetzlich vorgeschriebenen Phasen.

4.2.1. Aufstellung

Die  Aufstellung des Haushalts ist ein Prozess, der von untern nach oben verläuft. Über die Bedarfsanmeldung der einzelnen Dienststellen zum Finanzministerium, das die einzelnen Anforderungen koordiniert, danach geht der Haushaltsentwurf zum Bundeskabinett. Aufgrund dieser Vorgehensweise spricht man auch von einem Exekutivbudget. Strukturell zeigt sich, dass dieses Vorgehen nur sehr zögerlich für Veränderungen zugänglich ist. 
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4.2.2. Gesetzgebung und Vollzug

Da der Haushaltsplan im Rahmen des Haushaltsgesetzes verabschiedet wird, muss er den üblichen legislativen Prozess im Bundestag und Bundesrat durchlaufen. Die erste Lesung im  Bundestag wird zumeist zur Generaldebatte über die gesamte Regierungspolitik genutzt. Die eigentliche inhaltliche Auseinandersetzung findet überwiegend im Haushaltsausschuss statt. In dem Augenblick, in dem der Haushaltsplan als Gesetz verabschiedet und veröffentlicht ist, wird er vollzugsverbindlich. Die Verwaltung kann nur im Rahmen der Ansätze des Haushaltsplans tätig werden. Es treten immer wieder gesamtwirtschaftliche Entwicklungen auf –z.B. konjunkturelle Einbrüche aufgrund politischer und natürlicher Schocks- auf die eigentlich die Regierung sofort reagieren sollte. In solchen Situationen können unter bestimmten Bedingungen allerdings über Ergänzungshaushalte (wenn Haushalt noch nicht verabschiedet) oder Nachtragshaushalte noch Veränderungen eingebracht werden. Dabei muss der Nachtragshaushalt aber den gleichen gesetzgeberischen Prozess wie der Haushaltsplan selbst durchlaufen.
4.2.3. Kontrolle

Während in der Vollzugsphase der Haushaltsplans erfolgt die nachträgliche Kontrolle in formeller und sachlicher Hinsicht durch den Bundesrechnungshof. Dieser fasst die Ergebnisse seiner Prüfung in Form von Bemerkungen zusammen. Ebenso wird dokumentiert, ob die verantwortliche Exekutive auf die aufgezeigten Mängel reagiert hat. Aber nicht nur die Ordnungsmäßigkeit des Haushaltsvollzugs wird überprüft, sondern auch die Wirtschaftlichkeit. Die politische Kontrolle des Haushalts wird letztlich durch das Parlament vorgenommen, das über den  Antrag auf Entlastung der Regierung entscheiden muss. Insgesamt wird die Kontrolle durch Bundesrechnungshof und Parlament aber als relativ schwach eingeschätzt. Der Bundesrechnungshof hat keine direkten, ausführenden Kompetenzen. Da aber zu dem Zeitpunkt, bei dem die Bundesregierung für ein Haushaltsjahr entlastet wird, bereits der nächste oder sogar übernächste Haushaltsplan vollzogen wird, rückt die Haushaltskontrolle regelmäßig in den Hintergrund.

4.3. Mittelfristige Finanzplanung

In der Darstellung der Haushaltsplanung wird deutlich, dass deren Systematik und Grundsätze zum Teil der vollständigen Erfüllung der genannten Haushaltsfunktion im Wege stehen. Daher wurde die mittelfristige Finanzplanung in das Haushaltssystem der BRD integriert. Die mittelfristige Finanzplanung ist eine querschnittsorientierte, mehrjährige Finanzplanung, die allerdings im Gegensatz zur Haushaltsplanung nur politische Verbindlichkeit besitzt. Sie wird jedes Jahr erstellt und umfasst einen Zeitraum von fünf Jahren. Das erste Jahr bildet das laufende Haushaltsjahr, das zweite ist das Jahr des vorgelegten Haushaltsplanentwurfs; der eigentliche Planungshorizont erstreckt sich somit auf lediglich  3 Jahre.

4.3.1. Funktionen der Mittelfristigen Finanzplanung

Die mittelfristige Finanzplanung unterstützt die finanzwirtschaftliche Ordnungsfunktion, indem auch die Folgen der aktuellen Ausgabenentscheidungen und die zu erwartenden Einnahmentwicklungen berücksichtigt werden; es wird damit eine mehrjährige Haushaltssicherung angestrebt. So unterstützt die mittelfristige Finanzplanung die politische Kontrolle durch die Öffentlichkeit, da im Finanzplan einige Schwerpunkte formuliert werden können, über deren Realisierung später geurteilt werden kann. Allerdings wird diese Möglichkeit in der Wirklichkeit selten wahrgenommen. Durch die mittelfristige Perspektive der Finanzplanung kann auch die Erfüllung der volkswirtschaftlichen Lenkungsfunktion verbessert werden. Kurzfristig kann es zu Konflikten zwischen der Allokationsfunktion und der Stabilisierungsfunktion kommen. Diese Konflikte können in der mittelfristigen Finanzplanung aufgefangen werden, in dem eine Prioritätensetzung vorgenommen wird, die diese Konflikte entschärft. 

4.3.2. Kritik an der Mittelfristigen Finanzplanung

Durch das rollierende Verfahren, in das sie eingebunden ist, erscheint sie teilweise eher als Anhängsel des Bundeshaushaltsplans als, als eigenständiges Planungsinstrument. Zudem ist die Versuchung groß, die Planung der realen Entwicklung anzupassen. Sicher leidet die Durchsetzungskraft dieses Budgetinstruments aber auch an seiner fehlenden Vollzugsverbindlichkeit. Anderseits war nicht erwünscht, dass neu gewählte Regierungen an die politischen Zielsetzungen ihrer Vorgänger gebunden sein sollten.

4.4. Nutzen-Kosten-Analyse
Die Nutzen-Kosten-Analyse ist ein staatliches Planungs- und Analyseinstrument mit dem Ziel der Verbesserung der Effizienz öffentlicher Mittelverwendung. Durch sie werden staatliche Maßnahmen, hauptsächlich einzelne Investitionsvorhaben, unter gesamtwirtschaftlichen Aspekten systematisch bewertet. 

4.4.1. Erfassung von Nutzen und Kosten

In gewisser Weise kann die Nutzen-Kosten-Analysemit einer privaten Investitionsrechnung verglichen werden. Die Erfassung von Nutzen undKosten eines öffentlichen Projektes ist jedoch ungleich schwerer, da diese Größen nicht für einen einzelnen Investor, sondern im Extremfall für die gesamte Volkswirtschaft erfasst werden sollen. Dazu ermittelt man zunächst die Wirkungen und vergleicht diesen Zustand dann mit dem Status quo. Werden die Änderungen in Hinblick auf die Zielfunktion als positiv bewertet, spricht man von dem Nutzen des Projekts, werden diese negativ bewertet, liegen Kosten vor. 

Kosten sind stets Opportunitätskosten, also entgangener Nutzen alternativer Mittelverwendung, Nutzen sind Opportunitätsnutzen, also entgangene Kosten alternativer Verwendung.

Zur Vereinfachung der Erfassung der auftretenden Projektwirkungen werden diese in verschiedene Kategorien eingeordnet:

· Reale (technologische) und pekuniäre Effekte

· Direkte (interne) und indirekte (externe) Effekte sowie

· Tangible und intangible Effekte

Dabei ist zu beachten, dass sich die einzelnen Kategorien überschneiden. Alle in der Nutzen-Kosten-Analyse erfassten Effekte müssen reale Effekte sein, die zu einer tatsächlichen Allokationsveränderung führen. Auftretende Verteilungseffekte (pekuniäre Effekte) werden dagegen nicht erfasst. Direkte Effekte eines Projektes sind solche, die bei der Projektplanung angestrebt wurden. Diese Effekte sind vergleichbar zu den Nutzen und Kosten, die auch ein privater Investor berücksichtigen würde. Je spezifischer das Ziel eines Projektes formuliert wird, umso mehr indirekte Effekte werden festzustellen sein. Indirekte Effekte sind unbeabsichtigte Nebenfolgen des Projektes man spricht auch von externen Effekten oder Spoll-over-Effekten. Auch bei der Erfassung der indirekten Effekten muss darauf geachtet werden, dass pekuniäre Effekte außen vorbleiben. Alle bisher genannten Beispiele für Nutzen oder Kosten eines Projektes erläutern tangible Effekte, d.h. messbare oder bewertbare-Effekte. Oftmals treten aber Effekte durch ein öffentliches Investitionsvorhaben auf, die sinnvoll nicht zu bewerten sind. Die Abgrenzung zwischen tangiblen und intangiblen Kosten ist allerdings umstritten. Neue Erfassungsmethoden, wie z.B. die Zahlungsbereitschaftsanalyse liefern quantitative Aussagen über Größen, die bisher als unbewertbar galten. In einer solchen Zahlungsbereitschaftsanalyse werden Betroffene direkt befragt, wie viel Geldeinheiten sie maximal zu zahlen bereit sind, entweder um in den Genuss der positiven Wirkungen des Projektes zu kommen oder um zu verhindern, dass die negativen Wirkungen eintreten.
4.4.2. Bewertung von Nutzen und Kosten

Die so ermittelten Nutzen und Kosten eines öffentlichen Projektes werden gegenübergestellt. Daher müssen die genannten Größen in einer einheitlichen Dimension erfasst werden, traditioneller Weise wird in Geldgrößen gerechnet. Für viele öffentliche Investitionsvorhaben ist dies aber nicht möglich, da eben keine Marktpreise für diese Güter bestehen. Es ist allerdings in einem ersten Schritt überhaupt zu prüfen, ob Marktpreise den korrekten Maßstab zur Bewertung der Kosten und Nutzen darstellen. Nutzen und Kosten in der Nutzen-Kosten-Analyse sind nach dem Opportunitätsbegriff definiert da die Veränderung der individuellen Nutzenpositionen erfasst werden sollen. Das geeignete Bewertungskonzept in der Nutzen-Kosten-Analyse ist im Grund das Bewertungskonzept der maximalen Zahlungsbereitschaft. In einem vollkommenen Wettbewerbsmarkt spiegeln aber auch die Marktpreise nicht unbedingt die Zahlungsbereitschaft der Konsumenten. Es besteht eine einheitlicher Marktpreis, de von den Anbietern als Datum akzeptiert werden muss. Unter bestimmten Bedingungen kann die Fläche unter der Nachfragekurve als Zahlungsbereitschaft der Nutzer interpretiert werden. Liegt die Zahlungsbereitschaft der Konsumenten höher als der Marktpreis, fließen ihnen Konsumentenrente zu, die dann in Geldeinheiten ausgedrückt werden kann. Soweit also Marktpreise ermittelt werden können, werden diese zumindest benutzt. Die Nutzen eines Projektes könne nur dann mit Marktpreisen bewertet werden, wenn die Leistungsabgabe gegen Entgelt erfolgt; dies ist in der Regel bei öffentlichen Projekten eher nicht üblich. In diesem Fall sucht man nach Schattenpreisen. Eine Möglichkeit besteht, dass man Marktpreise für substitutive Güter ermittelt oder man kann die öffentlichen Leistungen als Vorleistungen für ein Angebot verstehen. Lassen sich keine sinnvollen Schattenpreise ermittelt, wird auf Verfahren der direkten Präferenzermittlung zurückgegriffen, um die Zahlungsbereitschaft der Betroffenen zu ermittelt. Dies geschieht zumeist durch Befragungen. Im Bereich der öffentlichen Projekte treten dabei noch größere methodische Schwierigkeiten auf. Zum einen ist es für die Befragten schwer, ihre Präferenzen in quantifizierbaren Größen in Bereichen zu äußern, für die bisher eben kein Markt bestand. Zum anderen besteht in öffentlichen Bereichen der Anreiz, die eigenen Präferenzen nicht offen zu äußern. Rechnet man damit, selbst zur Finanzierung mit herangezogen zu werden, wird es zu einer systematischen Unterbewertung der Nutzen kommen. Wenn die quantitative Bewertung der Nutzen und Kosten vorgenommen ist, muss berücksichtigt werden, dass diese zeitliche verteilt auftreten. Durch die Wahl eines Diskontierungsfaktors müssen gegenwertige und zukünftige Kosten und Erträge vergleichbar gemacht werden. Bei zu hoher Diskontrate werden langfristige Projekte unterbewertet, bei zu niedriger Diskontrate umgekehrt. In der Praxis behilft man sich zumindest dadurch, dass der Zinssatz für langfristige Staatsanleihen verwendet wird. Er enthält keinen Risikozuschlag spiegelt also im Idealfall die reine Zeitpräferenzrate des Marktes wieder. Anderseits kann er einen Inflationsaufschlag beinhalten oder durch geldpolitische Entscheidungen beeinflusst werden.
4.4.3. Auswahlkriterien in der Nutzen-Kosten-Analyse

Nutzen-Kosten-Analysen sollten zum einen darüber Aufschluss geben, ob Investitionsvorhaben überhaupt mit einem positiven Nettonutzen verbunden sind, zum anderen soll mit ihrer Hilfe auch eine Rangfolge in verschiedene Projekte gebracht werden. In der Praxis gebräuchlichste Kriterien zur Projektauswahl sind:

· Der Kapitalwert (KW)

· Das Nutzen-Kosten-Verhältnis (NKV) und

· Der interne Zinsfuß

Zur Beurteilung ob ein Projekt durchgeführt werden sollte, also einen positiven Nutzenüberschuss besitzt, sind alle Kriterien gleichwertig. 
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Werden die Kriterien zu einer Rangfolgenbildung unterschiedlicher Projekte verwendet, kommen sie allerdings zu unterschiedlichen Ergebnissen. Insbesondere bei sachlich konkurrierenden Projekten ist nur der Kapitalwert ein sinnvolles Kriterium. Da die interne Verzinsung und die Kosten –Nutzen-Relation die absoluten Größen der Nutzenüberschüsse nicht erfassen, kann unter Umständen ein Projekt als überlegen ausgewiesen werden, welches zwar besonders effizient ist, aber die gesamtwirtschaftliche Wohlfahrt im geringerem Maße steigert als ein alternatives.

4.4.4. Nebenbedingungen der Nutzen-Kosten-Analyse

Die Durchführung eines öffentlichen Projektes hängt aber sicher nicht nur von dem quantitativen Vergleich von Nutzen und Kosten ab, sondern auch von vielen einschränkenden Nebenbedingungen. Diese können aus gesetzlichen Vorgaben bestehen oder aber aus verwaltungsmäßigen Zuständigkeiten, die beachtet werden müssen.  Dies liegt oftmals an Verteilungsgesichtspunkten, die in der Nutzen-Kosten-Analyse nicht berücksichtigt werden. Eine Möglichkeit  wäre, gewisse Verteilungsanforderungen zu formulieren und dann als Mindeststandards in die Auswahl zu integrieren. Projekte, die diese Anforderungen nicht erfüllen, werden nicht realisiert. 

Zusammenfassende Übersicht über die Nutzen-Kosten-Analyse
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